
 

 1 

Stellungnahme der Bundesdekanekonferenz Pflegewissenschaft zum Referentenentwurf eines 
Gesetzes zur Stärkung der Pflegekompetenz (Pflegekompetenzgesetz) 
 
Die Bundesdekanekonferenz Pflegewissenschaft bedankt sich für die Möglichkeit zum 
Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Pflegekompetenz (Pflegekompetenzgesetz) 
Stellung nehmen zu können. Das deutsche Gesundheitssystem steht vor vielschichtigen 
Herausforderungen. Besonders die Primärversorgung der Bevölkerung, insbesondere durch die 
ärztlich-pflegerischen Leistungen, gerät zunehmend unter Druck. Personelle Engpässe, knappe 
finanzielle Ressourcen und steigende Versorgungsanforderungen durch die Zunahme chronischer 
und komplexer werdender Krankheitsbilder verlangen neue Lösungsansätze.  
Das Pflegekompetenzgesetz ist in Anlehnung an international bewährte Modelle ein wesentlicher 
Schritt, um Pflegefachpersonen entsprechend ihrer Qualifikation gezielt in der 
Gesundheitsversorgung einzusetzen.  
 
Die Dekanekonferenz Pflegewissenschaft begrüßt insbesondere die folgenden Aspekte des 
Gesetzentwurfs:  

• Klarstellung, dass die Pflegeprozessverantwortung nicht Teil der ärztlichen Behandlung, 
sondern eigenständiger Bestandteil der pflegerischen Versorgung ist (§ 15 SGB V); 

• Klarstellung der Pflegeprozessverantwortung im Pflegeberufegesetz (§ 4 Abs. 1 PflBG) 
und Klarstellung, dass auch die Planung der Pflege zu den vorbehaltenen Aufgaben gehört 
(§ 4 Abs. 2 PflBG); 

• Klarstellung, dass die im Rahmen der Ausbildung bzw. des Studiums erworbenen 
heilkundlichen Kompetenzen eigenverantwortlich ausgeübt werden dürfen (§ 4a PflBG); 

• Verpflichtung der Krankenkassen und Leistungserbringer auf den anerkannten Stand 
pflegewissenschaftlicher Erkenntnisse (§ 70 SGB V). 

 
In folgenden Bereichen des Gesetzentwurfs sieht die Dekanekonferenz Pflegewissenschaft zum 
Teil erheblichen Veränderungs- bzw. Ergänzungsbedarf: 
Modellvorhaben SGB XI, § 18e 
Die Regelung sieht vor, dass im Rahmen von Modellvorhaben getestet werden soll, ob 
Pflegefachpersonen („unter welchen Voraussetzungen und in welchem Umfang“) mit der Aufgabe 
von Begutachtungsverfahren betraut werden können. Hierbei ist „gesondert darauf einzugehen, 
wie die Begutachtung neutral und unabhängig erfolgen kann“. 
Insgesamt ist ein solches Modellvorhaben zu begrüßen. Die Testung der Neutralität und 
Unabhängigkeit können dabei jedoch nicht die alleinigen Zielgrößen sein. Da auch fachliche 
Kompetenz eine wichtige Variable darstellt, sind bei der Durchführung „Pflegefachpersonen“ nach 
Teil 2 und nach Teil 3 (hochschulischer Abschluss) des Pflegeberufsgesetzes vergleichend 
einzusetzen. 
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Ersetzung der Formulierung „Leistung ärztlicher Behandlung“ durch „Heilkunde“ sowie weiterer 
Regelungsbedarf 
Die Dekanekonferenz Pflegewissenschaft lehnt die im Gesetzentwurf verwendete Formulierung 
„Leistungen ärztlicher Behandlung“ grundsätzlich ab. Dies betrifft insbesondere Änderungen an 
den § 15a, § 64d, § 73 d, § 112a SGB V. Die gewählte Formulierung suggeriert, dass es genuin 
ärztliche Leistungen gäbe, die nun auch von Pflegefachpersonen erbracht werden dürften. 
Tatsächlich handelt es sich jedoch um heilkundliche Leistungen, deren rechtliche Zuordnung zu 
einer Leistungserbringergruppe nicht zwangsläufig ist und die der Gesetzgeber ändern kann. 
Die Formulierung legt eine Delegationslogik nahe (Delegation einer Leistung durch den Arzt an 
die Pflege), die der Regelungsabsicht des Gesetzes zuwiderläuft. Mit dem Gesetzentwurf soll 
ausdrücklich kein neuer Delegationsmechanismus etabliert werden, sondern Zielsetzung ist die 
Ausweitung der eigenständig durch Pflegefachpersonen zu erbringenden heilkundlichen 
Leistungen. 
Die Formulierung soll in den genannten Abschnitten durch „heilkundliche Leistungen“ ersetzt 
werden. In allen Fällen schließt sich eine Spezifizierung der betreffenden Leistungen an, so dass 
hier auch mit der geänderten Formulierung Klarheit über den Regelungsumfang besteht. 
Grundsätzlich ist es aus Sicht der Dekanekonferenz Pflegewissenschaft dringend notwendig, dass 
der Gesetzgeber ein Heilberufegesetz errichtet, aus dem klar hervorgeht, was unter 
Heilkundeausübung zu verstehen ist. In einem entsprechenden Gesetz soll außerdem geregelt 
sein, welche Bereiche der Heilkunde bestimmten Heilberufen vorbehalten sind (etwa bestimmte 
Leistungen der medizinischen Diagnostik und Therapie den Ärztinnen und Ärzten, die 
Pflegeprozessverantwortung den Pflegefachpersonen) und welche Bereiche der Heilkunde durch 
alle oder mehrere Heilberufe eigenständig ausgeübt werden dürfen. 
Im Bereich des SGB V schlägt die Dekanekonferenz Pflegewissenschaft vor, Pflegefachpersonen 
als eigene Leistungserbringer innerhalb und außerhalb des Krankenhauses zu benennen, etwa in 
§ 27 (Krankenbehandlung) und einen eigenen Paragraphen im Dritten Abschnitt des Gesetzes 
(Leistungen) einzufügen, der die durch Pflegefachpersonen eigenständig zu erbringenden 
Leistungen definiert, analog zu § 28 für die ärztliche und zahnärztliche Behandlung. Hierin sollte 
sachlogisch ebenfalls der im Gesetzentwurf vorgeschlagene § 15 a verschoben werden, um eine 
Normalisierung der Leistungserbringung durch Pflegefachpersonen zu gewährleisten. 
 
Behandlung durch Pflegefachpersonen (§ 15a SGB V) 
Die Dekanekonferenz Pflegewissenschaft spricht sich dafür aus, die eigenverantwortliche 
Behandlung bzw. Übernahme erweiterter heilkundlicher Aufgaben auf den Kreis der 
Absolvent:innen einer hochschulischen Pflegeausbildung zu begrenzen. Eine Ausweitung auf 
Absolvent:innen einer bundesweit einheitlichen Weiterbildung kann in Erwägung gezogen 
werden. 
Die Übernahme erweiterter heilkundlicher Aufgaben ist als dem Bereich der „hochkomplexen 
Pflege“ zugehörig einzuordnen. „Hochkomplexe Pflege“ ist gemäß Pflegeberufegesetz die 
Domäne der hochschulisch qualifizierten Pflegefachpersonen. Es ist daher sachlich und fachlich 
nicht zu begründen, dass erweiterte heilkundliche Aufgaben auch im Bereich der beruflichen 
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Ausbildung verortet werden. Die Dekanekonferenz warnt davor, dass die berufliche Ausbildung 
strukturell nicht in der Lage ist, die für solche hochkomplexen pflegerischen bzw. erweiterten 
heilkundlichen Aufgaben erforderlichen Kompetenzen hervorzubringen. Auch im Sinne des 
Patientenschutzes ist daher eine Begrenzung auf hochschulisch qualifizierte Pflegefachpersonen 
erforderlich. 
Die in § 15a vorgenommenen Einschränkungen der Ausübung erweiterter heilkundlicher 
Aufgaben muss entfallen. Wenn Pflegefachpersonen über die Kompetenzen für heilkundliche 
Aufgaben nach § 73d Abs.1 Satz 1 Nummer 1 und § 112a Abs. 1 verfügen, gibt es keinen 
sachlogischen Grund für die Diagnose- und Indikationsstellung durch einen Arzt. Die Diagnose- 
und Indikationsstellung muss selbstverständlich Teil des entsprechenden Studiums sein und eine 
sichere Diagnose- und Indikationsstellung muss im Rahmen des Studiums nachgewiesen werden. 
Dazu gehört auch, dass Pflegefachpersonen erkennen, an welcher Stelle ihr eigener 
Kompetenzbereich endet und in welchen Fällen und unter welchen Umständen vor Einleitung 
weiterer Maßnahmen ein Arzt zu konsultieren ist. Im Sinne einer evidenzbasierten Pflege, 
insbesondere im Kontext der pflegeberuflichen Heilkunde ist es unabdingbar, dass mit dem 
Erwerb der erweiterten heilkundlichen Kompetenz eine klar geregelte Pflicht von 
Pflegefachpersonen zu Anpassungs- und Erhaltungsfortbildungen einhergeht. Die 
pflegeberufliche Fortbildungspflicht ist bis dato nicht personenbezogen, lediglich 
einrichtungsbezogen geregelt. Dies gilt es im Kontext des neuen Verantwortungsbereichs 
dringlich zu verbessern, um eine wissenschaftsbegründete Patient*innenversorgung auf 
Grundlage regelmäßig aktualisierten pflegefachlichen Wissens zu gewährleisten. 
In Hinblick auf die Verordnung häuslicher Krankenpflege ist die getroffene Regelung sachlogisch 
widersprüchlich, da die Verordnung häuslicher Krankenpflege die Feststellung eines 
Pflegebedarfs voraussetzt. Diese Feststellung ist jedoch nach § 4 Pflegeberufegesetz sowie § 15 
(neu) SGB V Pflegefachpersonen vorbehalten. Der Vorbehalt einer ärztlichen Verordnung muss an 
dieser Stelle also zwingend entfallen. 
Insgesamt würden die hier vorgeschlagenen Regelungen nur in begrenztem Maße dazu dienen, 
Ziele des Gesetzentwurfes zu erreichen, da weiterhin die Engstelle einer ärztlichen 
Indikationsstellung bzw. Verordnung verbliebe. Eine wirkliche Flexibilisierung der 
Leistungserbringung sowie Verteilung auf mehr Akteure würde nur unzureichend erreicht. Damit 
bliebe Potenzial zur Stärkung der Patientenversorgung ungenutzt, insbesondere im Bereich der 
stationären und ambulanten Langzeitversorgung. 
 
Umfang der durch Pflegefachpersonen zu erbringenden erweiterten heilkundlichen Aufgaben (§ 
73 d und § 112a SGB V) 
Die Dekanekonferenz Pflegewissenschaft begrüßt die leistungsrechtliche Klarstellung, dass 
sowohl in der ambulanten Leistungserbringung als auch im Krankenhaus erweiterte 
heilkundliche Leistungen eigenständig erbracht werden können. Aus Sicht der Dekanekonferenz 
ist das beschriebene Vorgehen jedoch problematisch: 
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1. Getrennte Verträge für den ambulanten Bereich einerseits und die Krankenhausversorgung 
andererseits bergen die Gefahr von zuwiderlaufenden Regelungen, die keiner Sachlogik 
folgen und die sogar zu Versorgungsbrüchen führen können. 

2. Es ist nicht nachzuvollziehen, weshalb über die Kompetenzen von Pflegefachpersonen und 
die durch sie zu erbringenden heilkundlichen Leistungen maßgeblich durch fachfremde 
Organisationen im Rahmen der Selbstverwaltung entschieden werden soll. Die 
entsprechende Expertise hierzu liegt bei der Vertretung der Pflegeberufe und insbesondere 
bei der Pflegewissenschaft. Die entsprechende Disziplin soll hier daher maßgeblich sein. Die 
Gefahr des gewählten Vorgehens liegt darin, dass wieder Aufgabenkataloge entstehen, 
anstatt dass Verantwortungs- und Kompetenzbereiche definiert werden. Die bestehende 
Anlage zum Rahmenvertrag nach § 63 3c ist hier als abschreckendes Beispiel zu nennen, weil 
sie einer pflegewissenschaftlichen Grundlage und Systematik entbehrt und zudem kaum 
praktikabel ist. 
Stattdessen sollte der Gesetzgeber im Gesetz einen weiteren Rahmen für die 
Leistungserbringung durch Pflegefachpersonen setzen, wie er das für die ärztliche 
Leistungserbringung auch bereits tut (siehe oben, weiterer Regelungsbedarf) 

 
Übergangsvorschrift für Personen, die bereits über eine Erlaubnis zum Führen der 
Berufsbezeichnung nach § 1 Satz 2 verfügen 
Diese im Kern unveränderte Regelung bedarf dringend einer Änderung, da sie sich prohibitiv auf 
die Nachqualifizierung von Personen auswirkt, die das Studium bereits abgeschlossen haben. Sie 
läuft dem eigentlich beabsichtigten Ziel, Nachqualifizierung zu ermöglichen, zuwider. 
Die Vorgabe, dass alle Regelungen des PflBG auch für die Teilnehmenden an diesem zusätzlichen 
Studienangebot gelten müssen, führt dazu, dass die Teilnehmenden ihren Status als 
Arbeitnehmer:innen aufgeben und sich wieder in den Status einer dualen Student:in 
zurückversetzen lassen müssen. Dies hat erhebliche unattraktive finanzielle und sozialrechtliche 
Auswirkungen für die Studierenden. Darüber hinaus ist der bürokratische Aufwand für Arbeitgeber 
bzw. Träger der praktischen hochschulischen Pflegeausbildung enorm, weil umfangreiche 
vertragliche Regelungen geschlossen und organisatorische Maßnahmen ergriffen werden 
müssen. 
Die Dekanekonferenz Pflegewissenschaft fordert daher dringend, den gesonderten Erwerb auch 
im Rahmen einer hochschulischen Weiterbildung zu ermöglichen, die nebenberuflich absolviert 
werden kann. Alternativ wäre § 38 Absatz 5 zu ergänzen: 
(5) Die im Rahmen einer erfolgreich abgeschlossenen Pflegeausbildung nach Teil 2 oder nach 
dem Krankenpflegegesetz in der bis zum 31. Dezember 2019 geltenden Fassung oder dem 
Altenpflegegesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. August 2003 (BGBl. I S. 1690) in 
der bis zum 31. Dezember 2019 geltenden Fassung erworbenen Kompetenzen und Fähigkeiten 
sollen als gleichwertige Leistungen auf das Studium angerechnet werden. 
Ergänzung: 
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Für diese Gruppe ist das Pflegestudium kein duales Studium im Ausbildungsverhältnis, sondern 
während der beruflichen Tätigkeit zu ermöglichen. 
Darüber hinaus sind Absolvent:innen früherer Studiengänge in der Pflege vom nachträglichen 
Erwerb der erweiterten heilkundlichen Kompetenzen ausgeschlossen. Dies betrifft eine 
erhebliche Anzahl von Pflegefachpersonen, die in der Vergangenheit insbesondere in dualen 
Studiengängen ihren Berufs- bzw. pflegerischen Hochschulabschluss erworben haben, etwa im 
Rahmen der früher bestehenden Modellklauseln. Hier besteht erhebliches Potenzial, kurzfristig 
den Kreis der Pflegefachpersonen mit erweiterter Berufszulassung deutlich zu vergrößern. 
Daher fordert die Dekanekonferenz Pflegewissenschaft dringend, die Möglichkeit zum 
nachträglichen Erwerb erweiterter heilkundlicher Kompetenzen für die genannte 
Personengruppe (z.B. durch hochschulische Weiterbildung oder Microcredentials) ins Gesetz 
aufzunehmen. 
 
Prüfungsaufwand für erweiterte heilkundliche Aufgaben 
Der Gesetzentwurf nimmt keine Änderungen am Aufwand für die hochschulischen 
berufszulassenden Prüfungen im Bereich der erweiterten heilkundlichen Aufgaben vor. Hier 
bleibt es dabei, dass je eine zusätzliche schriftliche, mündliche und praktische Prüfung unter 
Beteiligung eines ärztlichen Prüfers vorgesehen ist. 
Hier besteht aus Sicht der Dekanekonferenz Pflegewissenschaft dringender Änderungsbedarf aus 
folgenden Gründen: 
1. Handlungslogisch werden in der Berufspraxis alle pflegerischen Aufgaben, einschließlich der 

erweiterten heilkundlichen Aufgaben, integriert, das heißt in unmittelbarem zeitlichen und 
inhaltlichen Zusammenhang erbracht. Sie sollten daher auch integriert gelehrt und geprüft 
werden. Die Aufteilung auf mehrere Prüfungen ergibt insbesondere für den praktischen Teil 
der berufszulassenden Prüfungen keinen Sinn, sondern widerspricht eher einer 
kompetenzorientierten Prüfungsgestaltung. 

2. Der Umsetzungsaufwand für die zusätzlichen Prüfungen ist für die Hochschulen kaum zu 
erbringen. Er übersteigt in vielen Fällen die zur Verfügung stehenden Ressourcen. 
Insbesondere die zwingende ärztliche Beteiligung ist oft nur schwer zu gewährleisten, 
insbesondere bei der praktischen Prüfung in Settings außerhalb des Krankenhauses. 
Gleichermaßen gestaltet es sich schwierig, geeignete Patient:innen bzw. Pflegebedürftige für 
die Prüfung der erweiterten heilkundlichen Kompetenzen zu gewinnen, gerade auch in 
kleineren Einrichtungen. 

Die Dekanekonferenz Pflegewissenschaft spricht sich daher für die Integration der bisherigen 
berufszulassenden Prüfungen und der erweiterten heilkundlichen Prüfungen aus. Insbesondere 
soll nur noch eine praktische berufszulassende Prüfung erfolgen, die alle Kompetenzen umfasst. 
Es soll den Hochschulen ermöglicht werden, die praktische Prüfung in Form einer Parcours-
Prüfung bzw. einer Structured Clinical Examination (OSCE) durchzuführen. Dies ermöglicht es, 
insbesondere die erweiterten heilkundlichen Kompetenzen gezielt zu prüfen, was in der Praxis 
nicht immer in dieser Form möglich ist. 
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Zur praxisgerechten Umsetzung der Prüfungsverfahren im Rahmen der hochschulischen 
Pflegeausbildung wird zudem empfohlen, den Hochschulen die Möglichkeit einzuräumen, die 
Prüfungen durch entsprechend qualifizierte Pflegefachpersonen durchführen zu lassen. Die 
gesetzlich vorgesehen ärztliche Beteiligung sollte dann entfallen, sofern die prüfenden 
Pflegefachpersonen über die notwendigen fachlichen, didaktischen und prüfungsrechtlichen 
Kompetenzen verfügen. Dies würde nicht nur zur Entlastung der ärztlichen Ressourcen beitragen, 
sondern auch die berufsspezifische Expertise der Pflege sinnvoll in die Prüfungsdurchführung 
integrieren. 
Vor diesem Hintergrund lassen sich folgende Handlungsempfehlungen ableiten: 

• Integration anstelle von Fragmentierung: Die Prüfungsformate sollten so konzipiert 
werden, dass pflegerische und heilkundliche Aufgaben nicht separat, sondern in einem 
gemeinsamen Prüfungsabschnitt bewertet werden. Dies fördert die Abbildung 
realitätsnaher Handlungssituationen. 

• Kompetenzorientierung sicherstellen: Die Prüfungen sollten berufspraktisch und 
handlungskompetenzbasiert gestaltet sein – idealerweise im Rahmen komplexer 
Fallszenarien oder Versorgungsabläufe, die pflegerische und heilkundliche Leistungen 
miteinander verknüpfen. 

• Praxispartner entlasten: Die rechtlichen Rahmenbedingungen sollten so angepasst 
werden, dass Träger der praktischen Ausbildung nicht durch zusätzliche Vertragswerke 
und organisatorische Umstellungen belastet werden, z. B. durch Schaffung einer 
Sonderregelung für Personen mit bestehendem Arbeitsverhältnis. 

• Statussicherung für Berufstätige: Für Pflegefachpersonen, die sich nach ihrem Studium 
nachqualifizieren möchten, sollte rechtlich sichergestellt werden, dass der 
Arbeitnehmer:innenstatus erhalten bleibt – inklusive sozialrechtlicher Absicherung und 
finanzieller Gleichstellung mit Studierenden in Weiterbildung. 

• Prüfungsformate an Ressourcen anpassen: Die Ausgestaltung zusätzlicher Prüfungen 
sollte flexibel und realistisch erfolgen, etwa durch modulare Prüfungsformen, die mit den 
vorhandenen personellen Kapazitäten vereinbar sowie durch einheitliche Prüfungsmuster 
und zentrale Handlungsempfehlungen klar geregelt und rechtssicher erfolgen. Begleitend 
zur Gesetzesumsetzung sollten staatliche Förderprogramme initiiert werden, die 
Hochschulen den gezielten Aufbau personeller und struktureller Kapazitäten 
ermöglichen, insbesondere im Bereich interprofessioneller Prüfungsdurchführung. 
Verankerung einer gesetzlichen Öffnungsklausel, die den Hochschulen ausdrücklich 
gestattet, Prüfungen im Rahmen der berufszulassenden Verfahren durch entsprechend 
qualifizierte Pflegefachpersonen durchführen zu lassen.   

• Evaluation und Qualitätssicherung: Alle Prüfungskonzepte sollten durch ein begleitendes 
wissenschaftliches Evaluationsverfahren kontinuierlich überprüft und bei Bedarf 
weiterentwickelt werden. 

 
 


